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entwickeln einer lıberalen Volks- ANLTWOFTEeTt werden als VO:  - den Luthe-wırd sich schwer leugnen lassen, dafß

eın Großteil der SPD-Mitglieder un: partel, wenn S1e mehrheitsfähig seın Franern, die konsequent der Unter-
der SPD-Wählerschaft durchaus miıt wollen. Das wırd aber bedeuten, daß scheidung VO  - „Gesetz und Evange-
einem Großteil des Inhalts der FDP- Grundwertkonflikte auch iınnerhalb der lıum“ festhalten, auch Art VII der
Thesen sympathıisıert. Die Konstel- Unionsparteıen ausgetragen werden Confessio Augustana, wonach ZUur Eın-
atıonen können siıch also auch einmal mussen un nıcht mehr NUr den heit der Kıiırche keine „ VON Menschen
andern, WEeNnNn die Kirche ıhren An- renzen der Parteien un: Fraktionen gemachte“ Ordnung gehört, sondern

verlauten. Kurzfristig könnte die Verkündung des Evangelıumsspruch nıcht politisch glaubwürdig
Jegıtıimıert. Zum anderen: Es 1St Z7WeEe1- ZWAar noch einer ENSCICH Bindung nach der Rechtfertigungslehre un: ent-

fellos richtig, daß nıcht NUur die Sınn- die Unionsparteıen kommen, Jang- sprechender Sakramentsverwaltung DC-
frage (wenn INa  } 1n der Tagespolitik frıstig würde sıch die Kirche aber 1Ns nugt (Satıs est) Neuerdings kam hınzu

hoch greiten will), sondern die Ver- politische Abseıts manövrıeren. Sıe ıne StIreNgeErE Abendmahlslehre über
wiıird sıch also aller Konflikte iın die Realpräsenz Christı den VeI -LretuUuNg cQristlicher Grundwerte 1NS-

ZESAMTL eher bei den Unionsparteıen ıne faire Auseinandersetzung miıt meintlich kalvinistischen Spiritualis-
anzutreften 1St. ber auch diese ent- allen politischen Parteıien begeben INUS SOWI1e die Ablehnung des Christo-

Zzentr1smus.wickeln sıch weıter, mussen sıch weıter- mussen.

Dauerkonflikte un
egensätze SachfragenEndgültige rundordnung der FKD?
Ist nıcht nach der „Leuenberger Kon-

Der Bericht über die verJüngte Synode beherrscht VO Übergewicht der „Alt- kordie“, diıe ıne „Kirchengemeıin-
chaft“ VO  ; Lutheranern un Refor-der FEKD-WVWest in Berlin-Spandau (3 preufßischen Union“, der VO  - Fried-

bıs 1 7/4) mu{fß miıt der rage be- rich Wı ılhelm 111 befohlenen Staats- miıjerten begründen soll, dieser tradıt10-
kırche 1m Preußen VOTL den Einheits- nelle Konflikt überwunden? Keıines-ginnen: Hat die EK  ® mit der An-

nahme des abermals verwasserten Ent- kriegen (ohne Hannover, Kurhessen wegs! Das zeıgten 1mM Oktober Z7wel
wurts der Grundordnung 1in und Schleswig-Holstein). Diese „Kır- Beispiele: die Ablehnung des Ent-

wurtfes der KGO durch Landes-1. Lesung endlich die seit 1970 gesuchte che“ erwaltete durch königliche Kon-
Verfassung? Ist der Weg schmerzlicher Ss1storıen die überwiegend lutherischen bischof Dietzfelbinger und den bayer1-

VO Gemeinden IIN mıiıt den refor- schen Landeskıiırchenrat, wobe dieKompromisse ursprüngliıchen
Konzept einer „Bundeskirche“ (HK, mılerten Gemeinden be1 getrennten „Leuenberger Konkordie“ als vieldeu-
Dezember 1971, 560 - Februar 1973, Katechismen. Dıie Ordnung der Kiırche tıg bewertet wurde (HK, November
63— 64 un: Julı WL73 324—326) gehörte nıcht ZU Glauben. TSsSt 1mM 1974, 599), un: die Generalsynode
rück ZU landeskirchlichen Föderalıis- Kirchenkampf Hıtler entstand der 1n Rummelsberg (20 bıs
INUsSs un: Konfessionalismus mıit der in dieser azußeren, nunmehr gleichge- 25 74) Hıer wurden die Artikel
Zustimmung VO 103 Synodalen bei schalteten „Kırche“ Aaus der „Barmer un des Entwurftfs der Grundord-

Theologischen Erklärung“ VO 31 Maı nung als „Nıcht annehmbar“ abgelehnt.Enthaltungen AaUusSs Württemberg un:
dem Neın VO:  3 Eutın (!) NnUu  - eiınem 1934 1ne Art Bekenntnisunion MI1t Es musse „verfassungsrechtlich 7A0

brauchbaren Ergebnis gekommen? Man stark retormıertem Einschlag. Dıie Ausdruck gebracht werden, daß die in
weiß nıcht. Die Landeskirchen Ordnung der Kirche wurde Glaubens- der EKD bestehende ‚Kırchengemein-
haben Frist bıs Ende 1975, den 'Text frage. ber die lutherischen Kırchen, schaft‘ 1M Sınne der Leuenberger Kon-
anzunehmen oder beanstanden. kordıie verstehen 1St  CC (ein Sınn, derdie VO  } jeher einen Un1i0on1ismus ab-
Dieser Proze(ß annn schwıer1g werden. lehnten, blieben auch „Barmen“ erst Ende November 1974 durch ıne
Neben dem Gerangel die Elımi- reserviert, weıl 1Ur eın Teilbekennt- Konferenz der lutherischen Kırchen
nıerung der etzten Artikel, die einen N1s WAl. Ehe 1948 die EKD gegründet Europas fixiert wurde). Ebenso wurde
„Zentralismus“ erstrebten, 1sSt das Miß- wurde, entstand die Vereinigte Artikel A, Abs Nr festgestellt,

die Z der EKD bestehende Abend-tLrauen in Sachfragen U, gesellschafts- uth Kırche (VELKD), die einmal ZuUur

polıtischer Art Der Außen- Lutherischen Kırche 1n Deutschland mahlsgemeinschaft 1St mehrdeutig“. Es
stehende ann diesen Dauerkonflikt werden ollte, wenn erst die Unıon 1ın musse gesichert werden, dafß S$1e gemäß
schwer verstehen. Es gehört daher ZUr ıhre kontessionellen Bestandteile auf- der umfangreichen „Begründung“ ZU

Information, einıge geschichtliche gesprengt sein würde. Das ıne w1e das Entwurf der Grundordnung VOCI-

Hintergründe erinnern, die oft VeEI- andere miıfßlang. die Gegensätze stehen sel, die tünffach verschie-
CSSCNHN werden. blieben viırulent, da ın den etzten 25 den auszulegende Abendmahlsgemein-

chaft wiırd jeweıls nach den Ordnun-Jahren die großen Lebenstragen VO  3

Der kirchliche Protestantismus den Unionskirchen (heute EK  S bzw M der Landeskirche „gewährt  D3
Deutschland wurde se1it 150 Jahren Arnoldshainer Konferenz) anders be- Abendmahlsgemeinschaft 1 Sınn einer
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Interzelebration bleibe eın re- schmerzende Erinnerung einer ber- Gerechtigkeit“ (ein gewiıchtiges und
bendes Zıel, das der Zustimmung aller spielung durch die Synode brach wI1e- wertvolles Opus VO  ; 91 Seıten, das

der durch Da nach der Grundord-Landeskirchen bedarf. Neben wenıger leider infolge Zeıitnot nıcht vorher iın
wichtigen Beanstandungen wurde NUungs Artikel 15 bzw der EKD den Gemeinden durchberaten werden
mal die Perfektionierung des Artikels steht, Aufgaben wahrzunehmen, 95  1e€ konnte). Natürlich Zing wıederum
53 abgelehnt. Hıer War vorgesehen, 1M Interesse der wıiırksamen Ausrich- die rage der Priorität VO  $ eıl
daß bei Meinungsverschiedenheit Z7W1- tung VO:  3 Zeugnıi1s un Dienst ZesaMtT- oder Wohl, VO  3 Verkündigung un
schen Synode un Kirchenkonferenz kirchliches Handeln erfordern“, un Gerechtigkeit, obwohl dıe Evangelıka-
(eine Art zweıte Kammer) eın „ Ver- diesem 7 weck „durch die Synode len 1n Lausanne (außer einıgen Wuürt-
mittlungsausschufß“ angerufen werden oder den Rat öftentliche Erklärungen tembergern) bereits zugegeben hatten,
annn (wıe 1mM Grundgesetz der BRD) abzugeben“, schweigen VO  _ Kır- daß söz1ıale Verantwortung miıt
Dessen Entscheidung aber sollte mi1ıt chengesetzen, die der Zustimmung der rechter 1ssıon gehöre. Dıie urze

wurde wesentlich be-qualifizierter Mehrheit VO  3 Synode Kırchenkonterenz bedürfen, 1st die Aussprache
un Kirchenkonferenz überstimmt orge wach, könnte ın wesentlichen herrscht VO'  3 wel Rednern, VO  =) Bı-
werden. Dıie Konstruktion dieses fast schof Hans-Heinrich Harms (Olden-Fragen wieder ZUr Mayorisierung einer
iırrealen Falls riß alte Konflikte auf, Miınderheit kommen. Die aber oll burg) un!: Von Bundesmuinıister A

mıiıt dem Ergebnıis, da{fß die Synode Erhard Eppler. Harms konnte mı1ıt S@e1-
ZU Schutz eıner dissentierenden Lan-

jeden Preıs unterbunden werden. So
bleibt die rage offen, ob alle Landes- 11C) sroßen geschichtlichen Rückblick

deskirche als „Kompromifß“ eschlo{fß: kırchen bei der Prüfung der /4 Artikel ZUur Synthese VON Evangelikalen un
die Kirchenkonferenz hat das Recht, Okumenikern die anwesenden vVan-der Grundordnung Bese1-
VO  ; der Synode verabschiedete un: tıgung bisheriger Bedenken den 'Text gelikalen Aaus Schwaben nıcht überzeu-
durch den Vermittlungsausschuß SC- SCN, die einseit1g den Vorrang derannehmen, W1e ın Berlıin gebilligt
SiıNSCNC (esetze für ımmer blockie- wurde. Viele Hıntertüren leiben offen, „Bekehrung“ torderten. Eppler oriff
TCN. So f1e]l 1ın Berlin der Rest der Idee verschiedene Leitbilder VO:'  3 Kırche siınd ein un: legte sachkundıg dar, daß
einer Einheitskirche. heute nıcht NUur autf die Botschaftwıirksam. Dıie Enthaltungen Aaus

Württemberg lassen einıges befürchten, komme, sondern auch darauf, daß der
Dahıinter stand das Mißtrauen iın Sach- Überbringer bei den Empfängern den
fragen, die rechte Auffassung VO  3

da s1e VO  - einem Synodalen miıt der
Ankündigung begründet wurden, seine Verdacht entkräften kann, se1 einer

Weltmission, Hauptthema der Synode. VO  3 jenen, die e1InNst gemeiınsam mMI1t
Hıer brachen wieder dieselben Pro- Heıimatsynode werde 95 prüfen ha-
bleme auf, die VO  3 der Weltkonferenz ben, ob die Zustimmung ZUr den Kolonialmächten die heutige ilf-

Grundordnung in einer Stunde ertol- losigkeıit der Menschen 1in Entwick-
der Evangelikalen 1in Lausanne 1m
Prinzıp gelöst (HK, September gCcn kann, ın der INa  — nıcht VO  3 FEın- lungsländern verursacht haben, VOr

mütigkeıt 1n Sachfragen sprechen allem die rassısche Diskriminierung der
1974, 451—452), auch 1n zahlreichen Farbigen. Bei den Empfängern der
Gesprächen des Rates der EKD MIt kann“. Derartıge Sachfragen fallen
dem Genter Stab des OR  z Die VO ständig 1E  — Und da 1St noch das Botschaft gehe CS heute vielfach gar

erwartende Veto der Minıkirche nıcht NUuUr Armut 1n UNSsSeTEIN Sınn,Zentralausschufß des ORK 1n Berlin
versuchte Klärung u. 1n der Frage VO  — Eutıin, die die Lutheraner vertritt. sondern die letzte Entwürdigung

des Menschen 1in einer Not, die Eltern
des Antırassısmusproramms (HK, Ok-
tober 1974, 504—507) erwıes sıch als Der Versuch, Mission neu

dazu treıDt, ıhre Kinder verstum-
meln, damıt s1e besser etteln können.

unzureichend. Viele wollten nıcht, daß zUu verstehen Er üurchte 1ın diesen Ländern nıcht ein-
ıne Synode der EK  w WwW1€e nach jahre-
langem Brauch verbindliche Erkliärun- Immerhin wurde leidenschaft- mal die Revolution, sondern „dıe

tale Erosion aller geist1gen, politischen
CN öftentlichen Fragen abg1bt, licher Auseinandersetzung über den un sozialen Strukturen“. Wıe solle
neuerdings vorıgen Wınter ın Kassel Sınn der Weltmission wen1gstens be-

inNna  - solche Menschen „bekehren“, nach-
geschehen, als s$1e iıne modifizierte schlossen, da{ß alle evangelıschen Miıs- dem ıhnen das kulturelle GleichgewichtFristenregelung befürwortete, damıt sionsgesellschaften- un: Institute 1n unbarmherzıg wurde? Muß
weder die Anhänger einer Indikations- einem „Deutschen Missionswerk“ als

iNa  z} iıhnen nıcht außer durch TOLTt auch
noch die einer Fristenregelung beim e, (!) zusammengefafßßt werden. Un-

218 Strafgesetzbuch diıftamıiıert wWer- beschadet dieser Eınigung wurde de- Z Befreiung VOoNn der Aast einer —

erträgliıchen Gewalt verhelfen, die s1e
den sollten. Die Frage sollte oftenge- battiert über iıne csehr fundierte un: noch Jange verelenden kann?
lassen werden, der parteipolitischen umsichtige Handreichung ZUF „Welt-

miıssıon heute“ miıt zahlreichen Thesen (Gäste AUS der Okumene, darunter derPolarisierung entgegenzuwirken. 'Tat-
sächlich tühlten sıch alle jene 1m Rat und erläuternden Texten für die dreı Direktor der Abteilung tür Weltmıis-

S10N 1m ORK, Emulıio Castro, un derun 1n den Landeskirchen brüskiert, Arbeitsgruppen „Mıssıon und Dialog“,
die bereits die Kirche auf das Indika- „Partnerschaft und wahre Kirche“ — Direktor des Christlichen Instıituts ın
tiıonsmodell testgelegt hatten. Diese w 1e „Heilsverkündigung un: sozıiale Johannesburg (Südafrika), Pfarrer
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Beyers-Naude, bereicherten die Dis- Staatspräsıdent Kaunda VO'  S Sambia Sang VO partnerschaftlichen Dialog
kussıon un: Sagten U A der kon- ANSCNOMMECE: hat Die Resolution rAuL Regelungsanspruch des Staates
strulerte Gegensatz VO  . Evangelıkalen wirkte als eın schwaches Alıbi für die abzeichnet“. Er beklagt die „gefährlich
unOkumenikern se1 ıne typisch deut- Unverständlichkeiten bei der Reduzıie- zunehmende Reideologisierung der PO-
sche Sache, die schlimm werde, wenn rungs der Grundordnung. lıtık“ Politische Programme drohen
s1e 1in die Missionsgebiete „wıeder den Charakter einer Heils-
werde. Immerhin kam etzten lehre anzunehmen Wır würden

Neue Konfrontation „Zeugen der Entstehung einer Gesell-Tag einer AauSsSCcW OSCHNEN Entschlie-
Bung die Rassendiskriminierung mıt dem Staat? schaftsreligi0n“. Er arnice: eın CI -

iın Südafrıka (ohne den umstrıttenen ZWUNSCHEI Rückzug der Kirche werde
einenSonderfonds). Sıe wurde dadurch er- Das Beachtlichste un Unerwartete nıcht weltanschauungsfreıen

leichtert, da{fß W1€e Eppler betonte — brachte der Rechenschaftsbericht des Raum hinterlassen. DDas Vakuum „wiırd
schnell VO anderen Kräften besetzt,Portugal 1U  - selber ıne Lösung der Ratsvorsitzenden, Landesbischof Hel-

rage der Gewalrt gefunden hat, „bei ME Class Wır erwähnen ıh: D VO Glauben ıne machbare
Schlufs, weiıl die Sachfrage Nr der oder durch Gewalt erzwingbare Ge-der WIr allerdings nıcht mitgeholfen

haben“ Südafrıka werde ohl einen Zukunft sehen scheint. Es geht prak- sellschaft“ Den freien Menschen
ÜAhnlichen Weg finden, nachdem der tisch die Freiheit der kirchlichen könne INa  - damıiıt nıcht schaffen.
Ausschlufß AaUuUs den droht un Diakonie. Class befürchtet nach den Diente die Fanfare 1U  _ ZUuUr Ablenkung
Ministerpräsident Vorster einlenkt, Verhandlungen MIt zuständigen Bun- VO  3 dem vorgewulsten Dilemma der

desminıisterien, daß sıch „eIn ber-nachdem die ausgestreckteand VO] Synode? Wohl kaum!

Gesellschaftliche Entwicklungen

Maoısmus un Christentum
Ist eine Begegnung zwischen dem kommunistischen Ina un den christlichen
Kirchen möglıch?
Hatten die Wırren der qcAinesischen Kulturrevolution aAb autkommen. Wenn das ständig beschworene Gespenst
Mıtte 1966 1 Ausland in erster Linıe Unverständnis un: einer „Gelben Getahr“ Aaus pragmatischen Überlegungen
Erschrecken SOWI1e 1ne Bestätigung bestehender Vorurteile abgelöst wiırd VO  3 Begeisterung für den Vorsitzenden Mao
hervorgerufen, änderte sıch das Bild plötzlich durch die T’se-tung un se1ın Werk, dann 1sSt die Haltbarkeit eiıner

solchen Einstellungsänderung zunächst einmal iın rageaußenpolitische Öffnung des Reiches der Mıtte MIt den
wichtigen Höhepunkten des Besuchs des amerikanıschen stellen, weıl die Getfahr besteht, dafß INnan 1U  3 Klischees
Präsidenten Richard 1X0Nn un der Aufnahme der Volks- mMi1ıt umgekehrtem Vorzeichen pflegt.
republik China 1n die Vereinten Natıonen. Nun autf e1n- Für die Chinesen selbst brachte das Ende der Kulturrevo-
mal hoflerte INa  } China, die offiziellen Beziehungen nah- lution ine innenpolitische Entkrampfung und bedingt

durch d18 zunehmenden Auslandskontakte ine bıs dahınINeEe  e ebenso wıe die Besuche un Buchpublikationen.
Keıiner wollte zurückstehen, Jangjährige gyute Kontakte nıcht gekannte Offtnung besonders 1mM kulturellen Bereich.

Der Jjetzt neuerdings spürende Rückschlag auf diesemZUr nationalchinesischen Regierung auf Ta1ıwan wurden
des Prestiges un: vermutfeifen Geschäftes Cn VO heute Gebiet un die offensichtliche Tendenz, 1mM Inneren die
auf MOrSsCNh abgebrochen. Diese plötzlich ausgebrochene Zügel wieder fester anzuziehen, die „Reinheit“ der
China-Euphorie nach langer Abkapselung und Isolatıon Lehre Mao Tse-tungs bewahren un: Auf-
des zahlenmäfßig größten Volkes der Erde Lrug ZWar weichungsversuche VO  3 außen abzuschırmen, kommt 1mM

Grunde nıcht überraschend. Die Chinesen auf diesedem schon Jange erhofften Spannungsabbau 1n Fernost
be1, aßt aber gleichzeit1ig Zweıtel der Ernsthaftigkeit Konfrontation un: Herausforderung VO  $ außen nıcht 5C-

nügend vorbereiıtet. Verständlicherweıse fiel iıhnenun: den wahren otıven für diesen radıkalen Umschwung


